
Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung zum 1. Januar 2013 

Gegenüberstellung Altes Recht / Neues Recht           

Altes Recht bis 31.12.2012 Neues Recht ab 1.1.2013 

SGB IV 
§ 7b                                                                          

Wertguthabenvereinbarung 

Eine Wertguthabenvereinbarung liegt vor, wenn 

1. bis 4. ... 

5. das fällige Arbeitsentgelt insgesamt 400 Euro monatlich übersteigt, es sei denn, die 
 Beschäftigung wurde vor der Freistellung als geringfügige Beschäftigung ausgeübt. 

§ 7b                                                                              
Wertguthabenvereinbarung 

Eine Wertguthabenvereinbarung liegt vor, wenn 

1. bis 4. ... 

5. das fällige Arbeitsentgelt insgesamt 450 Euro monatlich übersteigt, es sei denn, die 
 Beschäftigung wurde vor der Freistellung als geringfügige Beschäftigung ausgeübt. 

§ 8
Geringfügige Beschäftigung und geringfügige selbständige Tätigkeit 

(1) Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn 

1. das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 400 Euro nicht 
 übersteigt, 

2. die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 
 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich 
 begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr 
 Entgelt 400 Euro im Monat übersteigt. 

(2) und (3) …

§ 8                                                                               
Geringfügige Beschäftigung und geringfügige selbständige Tätigkeit

(1) Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn 

1. das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 450 Euro nicht übersteigt, 

2. die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 
 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist, 
 es sei denn, dass die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr Entgelt 450 Euro im 
 Monat übersteigt. 

(2) und (3) ...



§ 18b  
Höhe des zu berücksichtigenden Einkommens

(1) bis (4) … 

(5) Das monatliche Einkommen ist zu kürzen 

1. bei Arbeitsentgelt um 40 vom Hundert, jedoch bei 

a) Bezügen aus einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis oder aus einem 
 versicherungsfreien Arbeitsverhältnis mit Anwartschaft auf Versorgung nach 
 beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen und bei Einkommen, das solchen 
 Bezügen vergleichbar ist, um 27,5 vom Hundert, 
b) Beschäftigten, die die Voraussetzungen des § 172 Abs. 1 des Sechsten Buches 
 erfüllen, um 30,5 vom Hundert; 

 das Arbeitsentgelt von Beschäftigten, die die Voraussetzungen des § 172 Abs. 3 des 
 Sechsten Buches erfüllen, und Aufstockungsbeträge nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
 Buchstabe a des Altersteilzeitgesetzes werden nicht gekürzt, Zuschläge nach § 6 Abs. 2 
 des Bundesbesoldungsgesetzes werden um 7,65 vom Hundert gekürzt, 

2. bis 8. ...

(5a) bis (6)...  

§ 18b  
Höhe des zu berücksichtigenden Einkommens 

(1) bis (4) … 

(5)  Das monatliche Einkommen ist zu kürzen 

1. bei Arbeitsentgelt um 40 vom Hundert, jedoch bei 

a) Bezügen aus einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis oder aus einem 
 versicherungsfreien Arbeitsverhältnis mit Anwartschaft auf Versorgung nach 
 beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen und bei Einkommen, das solchen 
 Bezügen vergleichbar ist, um 27,5 vom Hundert, 
b) Beschäftigten, die die Voraussetzungen des § 172 Abs. 1 des Sechsten Buches erfüllen, 
 um 30,5 vom Hundert; 

 das Arbeitsentgelt von Beschäftigten, die die Voraussetzungen des § 172 Abs. 3 oder § 276a
 des Sechsten Buches erfüllen, und Aufstockungsbeträge nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
 Buchstabe a des Altersteilzeitgesetzes werden nicht gekürzt, Zuschläge nach § 6 Abs. 2 
 des Bundesbesoldungsgesetzes werden um 7,65 vom Hundert gekürzt, 

2. bis 8. ...

(5a) bis (6)... 

§ 20
Aufbringung der Mittel, Gleitzone 

(1) … 

(2) Eine Gleitzone im Sinne dieses Gesetzbuches liegt bei einem Beschäftigungsverhältnis 
vor, wenn das daraus erzielte Arbeitsentgelt zwischen 400,01 Euro und 800,00 Euro im Monat 
liegt und die Grenze von 800,00 Euro im Monat regelmäßig nicht überschreitet; bei mehreren 
Beschäftigungsverhältnissen ist das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maßgebend. 

(3) … 

§ 20
Aufbringung der Mittel, Gleitzone 

(1) … 

(2) Eine Gleitzone im Sinne dieses Gesetzbuches liegt bei einem Beschäftigungsverhältnis mit
einem daraus erzielten Arbeitsentgelt von 450,01 bis 850,00 Euro im Monat vor, wenn das 
die Grenze von 850,00 Euro im Monat regelmäßig nicht überschreitet; bei mehreren 
Beschäftigungsverhältnissen ist das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maßgebend. 

(3) … 



§ 28a
Meldepflicht

(1) Der Arbeitgeber oder ein anderer Meldepflichtiger hat der Einzugsstelle für jeden in der 
Kranken-, Pflege-, Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförderung kraft 
Gesetzes Versicherten 

1. bis 10. ... 

11. (weggefallen)

12. bis 20. ...

eine Meldung durch gesicherte und verschlüsselte Datenübertragung aus systemgeprüften 
Programmen oder mittels maschinell erstellter Ausfüllhilfen zu erstatten. 

(2) bis (6) … 

(7) Der Arbeitgeber hat der Einzugsstelle für einen im privaten Haushalt Beschäftigten anstelle 
einer Meldung nach Absatz 1 unverzüglich eine vereinfachte Meldung (Haushaltsscheck) mit 
den Angaben nach Absatz 8 Satz 1 zu erstatten, wenn das Arbeitsentgelt (§ 14 Absatz 3) aus 
dieser Beschäftigung regelmäßig 400 Euro im Monat nicht übersteigt. Der Arbeitgeber hat der 
Einzugsstelle eine Einzugsermächtigung zum Einzug des Gesamtsozialversicherungsbeitrags 
zu erteilen. Der Haushaltsscheck ist vom Arbeitgeber und vom Beschäftigten zu 
unterschreiben. Die Absätze 2 bis 5 gelten nicht. 

(8) Der Haushaltsscheck enthält 

1. bis 3. ... 

4. a) bis d) ... 

 e) bei Erklärung des Verzichts auf Versicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 2 Satz 2 des 
 Sechsten Buches den Zeitpunkt des Verzichts. 

Bei sich anschließenden Meldungen kann von der Angabe der Anschrift des Arbeitgebers und 
des Beschäftigten abgesehen werden. 

(9) bis (13) ...

§ 28a
Meldepflicht

(1) Der Arbeitgeber oder ein anderer Meldepflichtiger hat der Einzugsstelle für jeden in der 
Kranken-, Pflege-, Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförderung kraft Gesetzes 
Versicherten

1. bis 10. ... 

11.  bei Antrag des geringfügig Beschäftigten nach § 6 Absatz 1b des Sechsten Buches  
  auf Befreiung von der Versicherungspflicht,

12. bis 20. ...

eine Meldung durch gesicherte und verschlüsselte Datenübertragung aus systemgeprüften 
Programmen oder mittels maschinell erstellter Ausfüllhilfen zu erstatten. 

(2) bis (6) … 

(7) Der Arbeitgeber hat der Einzugsstelle für einen im privaten Haushalt Beschäftigten anstelle 
einer Meldung nach Absatz 1 unverzüglich eine vereinfachte Meldung (Haushaltsscheck) mit den 
Angaben nach Absatz 8 Satz 1 zu erstatten, wenn das Arbeitsentgelt (§ 14 Absatz 3) aus dieser 
Beschäftigung regelmäßig 450 Euro im Monat nicht übersteigt. Der Arbeitgeber hat der 
Einzugsstelle eine Einzugsermächtigung zum Einzug des Gesamtsozialversicherungsbeitrags zu 
erteilen. Der Haushaltsscheck ist vom Arbeitgeber und vom Beschäftigten zu unterschreiben. Die 
Absätze 2 bis 5 gelten nicht. 

(8) Der Haushaltsscheck enthält 

1. bis 3. ... 

4. a) bis d) ... 

 e) bei Erklärung des Verzichts auf Versicherungsfreiheit nach § 230 Absatz 7 Satz 2 des
  Sechsten Buches den Zeitpunkt des Verzichts. 
 f) bei Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1b des  
  Sechsten Buches der Tag des Zugangs des Antrags beim Arbeitgeber

Bei sich anschließenden Meldungen kann von der Angabe der Anschrift des Arbeitgebers und des 
Beschäftigten abgesehen werden. 

(9) bis (13) ...



SGB III 

§ 347 SGB III 
Beitragstragung bei sonstigen Versicherten 

Die Beiträge werden getragen 

1. bis 4. ... 

5. für Personen, die Krankengeld oder Verletztengeld beziehen, von diesen und den 
 Leistungsträgern je zur Hälfte, soweit sie auf die Leistung entfallen, im übrigen von den 
 Leistungsträgern; die Leistungsträger tragen die Beiträge auch allein, soweit sie folgende 
 Leistungen zahlen: 

a) und b) ...

c) eine Leistung, die nach einem monatlichen Arbeitsentgelt bemessen wird, das 400 Euro 
 nicht übersteigt, 

5a. bis 10. ...

§ 347 SGB III 
Beitragstragung bei sonstigen Versicherten 

Die Beiträge werden getragen 

1. bis 4. ... 

5. für Personen, die Krankengeld oder Verletztengeld beziehen, von diesen und den 
 Leistungsträgern je zur Hälfte, soweit sie auf die Leistung entfallen, im übrigen von den 
 Leistungsträgern; die Leistungsträger tragen die Beiträge auch allein, soweit sie folgende 
 Leistungen zahlen: 

a) und b) ...

c) eine Leistung, die nach einem monatlichen Arbeitsentgelt bemessen wird, das 450 Euro 
 nicht übersteigt, 

5a. bis 10. ...

§ 444 SGB III                                                                      
Gesetz zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung 

(1) Personen, die am 31. Dezember 2012 in einer mehr als geringfügigen Beschäftigung 
nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten 
Buches versicherungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfügig entlohnten 
Beschäftigung in der ab 1. Januar 2013 geltenden Fassung erfüllt, bleiben in dieser 
Beschäftigung längstens bis zum 31. Dezember 2014 versicherungspflichtig, solange das 
Arbeitsentgelt 400 Euro monatlich übersteigt. Sie werden auf Antrag von der 
Versicherungspflicht befreit. Der Antrag ist bei der Agentur für Arbeit zu stellen. Die 
Befreiung wirkt vom 1. Januar 2013 an, wenn sie bis zum 31. März 2013 beantragt wird, im 
Übrigen von dem Beginn des Kalendermonats an, der auf den Monat folgt, in dem der 
Antrag gestellt worden ist. Die Befreiung ist auf diese Beschäftigung beschränkt. 

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 gilt § 276b Absatz 1 des Sechsten Buches und bei 
Anwendung des § 344 Absatz 4 gilt § 276b Absatz 2 des Sechsten Buches entsprechend.“ 



SGB V 

§ 7
Versicherungsfreiheit bei geringfügiger Beschäftigung 

(1) Wer eine geringfügige Beschäftigung nach §§ 8, 8a des Vierten Buches ausübt, ist in 
dieser Beschäftigung versicherungsfrei; dies gilt nicht für eine Beschäftigung 

 1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, 
 2. nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz, 
 3. nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz. 

§ 8 Abs. 2 des Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß eine 
Zusammenrechnung mit einer nicht geringfügigen Beschäftigung nur erfolgt, wenn diese 
Versicherungspflicht begründet. 

(2) Personen, die am 31. März 2003 nur in einer Beschäftigung versicherungspflichtig waren, 
die die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung nach den §§ 8, 8a des Vierten Buches 
erfüllt, und die nach dem 31. März 2003 nicht die Voraussetzungen für eine Versicherung nach 
§ 10 erfüllen, bleiben in dieser Beschäftigung versicherungspflichtig. Sie werden auf ihren 
Antrag von der Versicherungspflicht befreit. § 8 Abs. 2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, 
dass an die Stelle des Zeitpunkts des Beginns der Versicherungspflicht der 1. April 2003 tritt. 
Die Befreiung ist auf die jeweilige Beschäftigung beschränkt. 

§ 7
Versicherungsfreiheit bei geringfügiger Beschäftigung 

(1) Wer eine geringfügige Beschäftigung nach §§ 8, 8a des Vierten Buches ausübt, ist in dieser 
Beschäftigung versicherungsfrei; dies gilt nicht für eine Beschäftigung 

 1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, 
 2. nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz, 
 3. nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz. 

§ 8 Abs. 2 des Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß eine Zusammenrechnung mit 
einer nicht geringfügigen Beschäftigung nur erfolgt, wenn diese Versicherungspflicht begründet. 

(2) Personen, die am 31. März 2003 nur in einer Beschäftigung versicherungspflichtig waren, die 
die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung nach den §§ 8, 8a des Vierten Buches erfüllt, und 
die nach dem 31. März 2003 nicht die Voraussetzungen für eine Versicherung nach § 10 erfüllen, 
bleiben in dieser Beschäftigung versicherungspflichtig. Sie werden auf ihren Antrag von der 
Versicherungspflicht befreit. § 8 Abs. 2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des 
Zeitpunkts des Beginns der Versicherungspflicht der 1. April 2003 tritt. Die Befreiung ist auf die 
jeweilige Beschäftigung beschränkt. 

(3) Personen, die am 31. Dezember 2012 in einer mehr als geringfügig entlohnten 
Beschäftigung versicherungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfügig entlohnten 
Beschäftigung in der ab 1. Januar 2013 geltenden Fassung der §§ 8 oder 8a des Vierten 
Buches erfüllt, bleiben in dieser Beschäftigung längstens bis zum 31. Dezember 2014 
versicherungspflichtig, sofern sie nicht die Voraussetzungen für eine Versicherung nach 
§ 10 erfüllen und solange das Arbeitsentgelt 400,00 Euro monatlich übersteigt. Sie werden 
auf ihren Antrag von der Versicherungspflicht nach Satz 1 befreit. § 8 Absatz 2 gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Zeitpunkts des Beginns der 
Versicherungspflicht der 1. Januar 2013 tritt. 

§ 10
Familienversicherung 

(1) Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern sowie die 
Kinder von familienversicherten Kindern, wenn diese Familienangehörigen 

1. bis 4. ... 

5. kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen 

§ 10
Familienversicherung 

(1) Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern sowie die 
Kinder von familienversicherten Kindern, wenn diese Familienangehörigen 

1. bis 4. ... 

5. kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen 



 Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches überschreitet; bei Renten wird der Zahlbetrag 
 ohne den auf Entgeltpunkte für Kindererziehungszeiten entfallenden Teil berücksichtigt; für 
 geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8a des Vierten Buches beträgt das 
 zulässige Gesamteinkommen 400 Euro. 

(2) bis (6) …

 Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches überschreitet; bei Renten wird der Zahlbetrag 
 ohne den auf Entgeltpunkte für Kindererziehungszeiten entfallenden Teil berücksichtigt; für 
 geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8a des Vierten Buches beträgt das  zulässige 
Gesamteinkommen 450 Euro. 

(2) bis (6) … 

§ 226
Beitragspflichtige Einnahmen versicherungspflichtig Beschäftigter 

(1) bis (3) … 

(4) Bei Arbeitnehmern, die gegen ein monatliches Arbeitsentgelt bis zum oberen Grenzbetrag 
der Gleitzone (§ 20 Absatz 2 des Vierten Buches) mehr als geringfügig beschäftigt sind, gilt 
der Betrag der beitragspflichtigen Einnahme nach § 163 Absatz 10 Satz 1 bis 5 und 8 des 
Sechsten Buches entsprechend.

§ 226
Beitragspflichtige Einnahmen versicherungspflichtig Beschäftigter 

(1) bis (3) … 

(4) Bei Arbeitnehmern, die gegen ein monatliches Arbeitsentgelt bis zum oberen Grenzbetrag der 
Gleitzone (§ 20 Absatz 2 des Vierten Buches) mehr als geringfügig beschäftigt sind, gilt der Betrag 
der beitragspflichtigen Einnahme nach § 163 Absatz 10 Satz 1 bis 5 und 8 oder § 276b des 
Sechsten Buches entsprechend. 

§ 249
Tragung der Beiträge bei versicherungspflichtiger Beschäftigung 

(1) bis (3) … 

(4) Abweichend von Absatz 1 werden die Beiträge bei versicherungspflichtig Beschäftigten mit 
einem monatlichen Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone nach § 20 Abs. 2 des Vierten 
Buches vom Arbeitgeber in Höhe der Hälfte des Betrages, der sich ergibt, wenn der um 0,9 
Beitragssatzpunkte verminderte allgemeine oder ermäßigte Beitragssatz auf das der 
Beschäftigung zugrunde liegende Arbeitsentgelt angewendet wird, im Übrigen vom 
Versicherten getragen. 

§ 249
Tragung der Beiträge bei versicherungspflichtiger Beschäftigung 

(1) bis (3) … 

(4) Abweichend von Absatz 1 werden die Beiträge bei versicherungspflichtig Beschäftigten mit 
einem monatlichen Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone nach § 20 Abs. 2 des Vierten Buches 
vom Arbeitgeber in Höhe der Hälfte des Betrages, der sich ergibt, wenn der um 0,9 
Beitragssatzpunkte verminderte allgemeine oder ermäßigte Beitragssatz auf das der Beschäftigung 
zugrunde liegende Arbeitsentgelt angewendet wird, im Übrigen vom Versicherten getragen. Dies
gilt auch für Personen, für die § 7 Absatz 3 Anwendung findet. 

SGB VI 
§ 2

Selbständig Tätige 

Versicherungspflichtig sind selbständig tätige 

1. bis 9. ... 

§ 2
Selbständig Tätige 

Versicherungspflichtig sind selbständig tätige 

1. bis 9. ... 



Als Arbeitnehmer im Sinne des Satzes 1 Nr. 1, 2, 7 und 9 gelten 

1. ..., 

2. nicht Personen, die als geringfügig Beschäftigte nach § 5 Abs. 2 Satz 2 auf die
Versicherungsfreiheit verzichtet haben, 

3. ...

Als Arbeitnehmer im Sinne des Satzes 1 Nr. 1, 2, 7 und 9 gelten 

1. ..., 

2. nicht Personen, die geringfügig beschäftigt sind,

3. ...

§ 5
Versicherungsfreiheit 

(1) … 

(2) Versicherungsfrei sind Personen, die 

 1. eine geringfügige Beschäftigung (§ 8 Abs. 1, § 8a Viertes Buch), 
 2. eine geringfügige selbständige Tätigkeit (§ 8 Abs. 3, § 8a Viertes Buch) oder 
 3. eine geringfügige nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit 

ausüben, in dieser Beschäftigung, selbständigen Tätigkeit oder Pflegetätigkeit; § 8 Abs. 2 des 
Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Zusammenrechnung mit einer 
nicht geringfügigen Beschäftigung oder nicht geringfügigen selbständigen Tätigkeit nur erfolgt, 
wenn diese versicherungspflichtig ist. Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für geringfügig Beschäftigte nach § 
8 Abs. 1 Nr. 1 und § 8a des Vierten Buches, die durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Arbeitgeber auf die Versicherungsfreiheit verzichten; der Verzicht kann nur mit Wirkung für die 
Zukunft und bei mehreren geringfügigen Beschäftigungen nur einheitlich erklärt werden und ist 
für die Dauer der Beschäftigungen bindend. Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt nicht für Personen, die im 
Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz, nach dem 
Bundesfreiwilligendienstgesetz im Rahmen des Bundesfreiwilligendienstes oder nach § 1 Satz 
1 Nr. 2 bis 4 beschäftigt sind, von der Möglichkeit einer stufenweisen Wiederaufnahme einer 
nicht geringfügigen Tätigkeit (§ 74 Fünftes Buch) Gebrauch machen oder nach § 2 Satz 1 Nr. 
10 versicherungspflichtig sind. Eine nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit ist geringfügig, wenn 
die Beitragsbemessungsgrundlage für die Pflegetätigkeit (§ 166 Abs. 2) auf den Monat 
bezogen 400 Euro nicht übersteigt; mehrere nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeiten sind 
zusammenzurechnen. 

(3) und (4) ... 

§ 5
Versicherungsfreiheit 

(1) … 

(2) Versicherungsfrei sind Personen, die eine

 1. Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1  
  Nummer 2 des Vierten Buches,
 2. geringfügige selbständigeTätigkeit nach § 8 Absatz 3 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 oder  
  nach § 8 Absatz 3 in Verbindung mit den §§ 8a und 8 Absatz 1 des Vierten Buches  

oder
 3. eine geringfügige nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit 

ausüben, in dieser Beschäftigung, selbständigen Tätigkeit oder Pflegetätigkeit. § 8 Abs. 2 des 
Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Zusammenrechnung mit einer
nicht geringfügigen Beschäftigung oder nicht geringfügigen selbständigen Tätigkeit nur
erfolgt, wenn diese versicherungspflichtig ist. Eine nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit ist 
geringfügig, wenn die Beitragsbemessungsgrundlage für die Pflegetätigkeit (§ 166 Absatz 2) auf 
den Monat bezogen 400 Euro nicht übersteigt; mehrere nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeiten sind 
zusammenzurechnen. 

(3) und (4) … 



§ 6
Befreiung von der Versicherungspflicht 

(1) und (1a) … 

(1b) (weggefallen)

(2) … 

(3) Über die Befreiung entscheidet der Träger der Rentenversicherung, nachdem in den  
Fällen) Versicherungsfrei sind Personen, die 

 1. des Absatzes 1 Nr. 1 die für die berufsständische Versorgungseinrichtung zuständige 
  oberste Verwaltungsbehörde, 
 2. des Absatzes 1 Nr. 2 die oberste Verwaltungsbehörde des Landes, in dem der  
  Arbeitgeber seinen Sitz hat, 

das Vorliegen der Voraussetzungen bestätigt hat. 

(4) Die Befreiung wirkt vom Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen an, wenn sie innerhalb 
von drei Monaten beantragt wird, sonst vom Eingang des Antrags an. 

(5) … 

§ 6
Befreiung von der Versicherungspflicht 

(1) und (1a) … 

(1b) Personen, die eine geringfügige Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 
§ 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 Viertes Buch ausüben, werden auf Antrag 
von der Versicherungspflicht befreit. Der schriftliche Befreiungsantrag ist dem Arbeitgeber 
zu übergeben. § 8 Absatz 2 des Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine 
Zusammenrechnung mit einer nicht geringfügigen Beschäftigung nur erfolgt, wenn diese 
versicherungspflichtig ist. Der Antrag kann bei mehreren geringfügigen Beschäftigungen 
nur einheitlich gestellt werden und ist für die Dauer der Beschäftigungen bindend. Satz 1 
gilt nicht für Personen, die im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach dem 
Jugendfreiwilligendienstegesetz, nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder nach § 1 
Satz 1 Nummer 2 bis 4 beschäftigt sind oder von der Möglichkeit einer stufenweisen 
Wiederaufnahme einer nicht geringfügigen Tätigkeit (§ 74 Fünftes Buch) Gebrauch machen. 

(2) … 

(3) Über die Befreiung entscheidet der Träger der Rentenversicherung, nachdem in den Fällen 

 1. des Absatzes 1 Nr. 1 die für die berufsständische Versorgungseinrichtung zuständige  
  oberste Verwaltungsbehörde, 
 2. des Absatzes 1 Nr. 2 die oberste Verwaltungsbehörde des Landes, in dem der  
  Arbeitgeber seinen Sitz hat, 

das Vorliegen der Voraussetzungen bestätigt hat. In den Fällen des Absatzes 1b gilt die 
Befreiung als erteilt, wenn die nach § 28i Satz 5 des Vierten Buches zuständige 
Einzugsstelle nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Meldung des Arbeitgebers 
nach § 28a des Vierten Buches dem Befreiungsantrag des Beschäftigten widerspricht. Die 
Vorschriften des Zehnten Buches über die Bestandskraft von Verwaltungsakten und über 
das Rechtsbehelfsverfahren gelten entsprechend. 

(4) Die Befreiung wirkt vom Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen an, wenn sie innerhalb von 
drei Monaten beantragt wird, sonst vom Eingang des Antrags an. In den Fällen des Absatzes 1b 
wirkt die Befreiung bei Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen nach Eingang der 
Meldung des Arbeitgebers nach § 28a des Vierten Buches bei der zuständigen Einzugsstelle 
rückwirkend vom Beginn des Monats an, in dem der Antrag des Beschäftigten dem 
Arbeitgeber zugegangen ist, wenn der Arbeitgeber den Befreiungsantrag der Einzugsstelle 
mit der ersten folgenden Entgeltabrechnung, spätestens aber innerhalb von sechs Wochen 
nach Zugang, gemeldet und die Einzugsstelle innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Meldung des Arbeitgebers nicht widersprochen hat. Erfolgt die Meldung des Arbeitgebers 
später, wirkt die Befreiung vom Beginn des auf den Ablauf der Widerspruchsfrist nach 
Absatz 3 folgenden Monats. In den Fällen, in denen bei einer Mehrfachbeschäftigung die 
Befreiungsvoraussetzungen vorliegen, hat die Einzugsstelle die weiteren Arbeitgeber über 
den Zeitpunkt der Wirkung der Befreiung unverzüglich durch eine Meldung zu unterrichten. 

(5) … 



§ 34
Voraussetzungen für einen Rentenanspruch und Hinzuverdienstgrenze 

(1) und (2) … 

(3) Die Hinzuverdienstgrenze beträgt 

 1. bei einer Rente wegen Alters als Vollrente 400 Euro, 
 2. ... 

(4) ... 

§ 34
Voraussetzungen für einen Rentenanspruch und Hinzuverdienstgrenze 

1) und (2) … 

(3) Die Hinzuverdienstgrenze beträgt 

 1. bei einer Rente wegen Alters als Vollrente 450 Euro, 
 2. ... 

(4) ... 

§ 52 
Wartezeiterfüllung durch Versorgungsausgleich, Rentensplitting und Zuschläge an 

Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier Beschäftigung 

(1) und (1a) … 

(2) Sind Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier 
Beschäftigung ermittelt, wird auf die Wartezeit die volle Anzahl an Monaten angerechnet, die 
sich ergibt, wenn die Zuschläge an Entgeltpunkten durch die Zahl 0,0313 geteilt wird. 
Zuschläge an Entgeltpunkten aus einer geringfügigen versicherungsfreien Beschäftigung, die 
in Kalendermonaten ausgeübt wurde, die bereits auf die Wartezeit anzurechnen sind, bleiben 
unberücksichtigt. Wartezeitmonate für in die Ehezeit, Lebenspartnerschaftszeit oder 
Splittingzeit fallende Kalendermonate einer geringfügigen versicherungsfreien Beschäftigung 
sind vor Anwendung von Absatz 1 oder 1a gesondert zu ermitteln. 

§ 52 
Wartezeiterfüllung durch Versorgungsausgleich, Rentensplitting und Zuschläge an 

Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreien Beschäftigung 

1) und (1a) … 

(2) Sind Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier
Beschäftigung, für die Beschäftigte nach § 6 Absatz 1b von der Versicherungspflicht befreit 
sind, ermittelt, wird auf die Wartezeit die volle Anzahl an Monaten angerechnet, die sich ergibt, 
wenn die Zuschläge an Entgeltpunkten durch die Zahl 0,0313 geteilt wird. Zuschläge an 
Entgeltpunkten aus einer geringfügigen versicherungsfreien Beschäftigung, die in 
Kalendermonaten ausgeübt wurde, die bereits auf die Wartezeit anzurechnen sind, bleiben 
unberücksichtigt. Wartezeitmonate für in die Ehezeit, Lebenspartnerschaftszeit oder Splittingzeit 
fallende Kalendermonate einer geringfügigen versicherungsfreien Beschäftigung sind vor 
Anwendung von Absatz 1 oder 1a gesondert zu ermitteln. 

§ 58 
Anrechnungszeiten 

(1) Anrechnungszeiten sind Zeiten, in denen Versicherte 

 1 bis 5. ... 

 6. nach dem 31. Dezember 2010 Arbeitslosengeld II bezogen haben; dies gilt nicht für 
  Empfänger der Leistung, 

a) bis c) ... 
d) deren Bedarf sich nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 des 

§ 58 
Anrechnungszeiten 

(1) Anrechnungszeiten sind Zeiten, in denen Versicherte 

 1 bis 5. ... 

 6. nach dem 31. Dezember 2010 Arbeitslosengeld II bezogen haben; dies gilt nicht für  
         Empfänger der Leistung, 

a) bis c) ... 
d) deren Bedarf sich nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 des 



Bundesausbildungsförderungsgesetzes, nach § 62 Absatz 1 oder § 124 Absatz 1 
 Nummer 1 des Dritten Buches bemessen hat oder 
e) die versicherungspflichtig beschäftigt oder versicherungspflichtig selbständig tätig 
 gewesen sind oder eine Leistung bezogen haben, wegen der sie nach § 3 Satz 1 
 Nummer 3 versicherungspflichtig gewesen sind. 

(2) bis (5) ... 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes, nach § 62 Absatz 1 oder § 124 Absatz 1 
 Nummer 1 des Dritten Buches bemessen hat oder
e) die versicherungspflichtig beschäftigt oder versicherungspflichtig selbständig tätig 

gewesen sind oder eine Leistung bezogen haben, wegen der sie nach § 3 Satz 1 
Nummer 3 versicherungspflichtig gewesen sind.

(2) bis (5) ... 

§ 66
Persönliche Entgeltpunkte 

(1) Die persönlichen Entgeltpunkte für die Ermittlung des Monatsbetrags der Rente ergeben 
sich, indem die Summe aller Entgeltpunkte für 

 1 bis 5. ... 

 6. Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier 
  Beschäftigung, 

 7. bis 9. ... 

mit dem Zugangsfaktor vervielfältigt und bei Witwenrenten und Witwerrenten sowie bei 
Waisenrenten um einen Zuschlag erhöht wird. 

(2) bis (4) … 

§ 66
Persönliche Entgeltpunkte 

(1) Die persönlichen Entgeltpunkte für die Ermittlung des Monatsbetrags der Rente ergeben sich, 
indem die Summe aller Entgeltpunkte für 

 1 bis 5. ... 

 6. Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier
          Beschäftigung, 

 7. bis 9. ... 

mit dem Zugangsfaktor vervielfältigt und bei Witwenrenten und Witwerrenten sowie bei 
Waisenrenten um einen Zuschlag erhöht wird. 

(2) bis (4) … 

§ 76b  
Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier 

Beschäftigung 

(1) Für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier Beschäftigung, für das der 
Arbeitgeber einen Beitragsanteil getragen hat, werden Zuschläge an Entgeltpunkten ermittelt. 

(2) bis (4) … 

§ 76b  
Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier

Beschäftigung 

(1) Für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier Beschäftigung, für die Beschäftigte 
nach § 6 Absatz 1b von der Versicherungspflicht befreit sind, und für das der Arbeitgeber 
einen Beitragsanteil getragen hat, werden Zuschläge an Entgeltpunkten ermittelt. 

(2) bis (4) …



§ 76d  
Zuschläge an Entgeltpunkten aus Beiträgen nach Beginn einer Rente wegen Alters 

Für die Ermittlung von Zuschlägen an Entgeltpunkten aus Beiträgen nach Beginn einer Rente 
wegen Alters gelten die Regelungen zur Ermittlung von Entgeltpunkten für Beitragszeiten oder 
von Zuschlägen für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier Beschäftigung 
entsprechend. 

§ 76d  
Zuschläge an Entgeltpunkten aus Beiträgen nach Beginn einer Rente wegen    Alters 

Für die Ermittlung von Zuschlägen an Entgeltpunkten aus Beiträgen nach Beginn einer Rente 
wegen Alters gelten die Regelungen zur Ermittlung von Entgeltpunkten für Beitragszeiten oder von 
Zuschlägen für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier Beschäftigung entsprechend. 

§ 96a
Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Hinzuverdienst 

(1) und (1a) … 

(2) Die Hinzuverdienstgrenze beträgt 

 1. ... 
 2. bei einer Rente wegen voller Erwerbsminderung in voller Höhe 400 Euro, 
 3. und 4. ... 

(3) und (4) ... 

§ 96a
Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Hinzuverdienst 

(1) und (1a) … 

(2) Die Hinzuverdienstgrenze beträgt 

 1. ... 
 2. bei einer Rente wegen voller Erwerbsminderung in voller Höhe 450 Euro, 
 3. und 4. ... 

(3) und (4) ... 

§ 113
Höhe der Rente 

(1) Die persönlichen Entgeltpunkte von Berechtigten werden ermittelt aus 

 1. bis 6. ... 
 6. Zuschlägen an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier 
  Beschäftigung, 
 7. bis 10. ... 

Bundesgebiets-Beitragszeiten sind Beitragszeiten, für die Beiträge nach Bundesrecht nach 
dem 8. Mai 1945 gezahlt worden sind, und die diesen im Fünften Kapitel gleichgestellten 
Beitragszeiten. 

(2) bis (4) …

§ 113
Höhe der Rente 

(1) Die persönlichen Entgeltpunkte von Berechtigten werden ermittelt aus 

 1. bis 6. ... 
 6. Zuschlägen an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier
     Beschäftigung, 
 7. bis 10. ... 

Bundesgebiets-Beitragszeiten sind Beitragszeiten, für die Beiträge nach Bundesrecht nach        
dem 8. Mai 1945 gezahlt worden sind, und die diesen im Fünften Kapitel gleichgestellten 
Beitragszeiten. 

(2) bis (4) … 



§ 162
Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

Beitragspflichtige Einnahmen sind 

 1. bis 4. ... 

5.  bei Personen, deren Beschäftigung nach dem Einkommensteuerrecht als selbständige  
Tätigkeit bewertet wird, ein Einkommen in Höhe der Bezugsgröße, bei Nachweis eines 
niedrigeren oder höheren Einkommens jedoch dieses Einkommen, mindestens jedoch 
monatlich 400 Euro. § 165 Abs. 1 Satz 2 bis 10 gilt entsprechend. 

§ 162
Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

Beitragspflichtige Einnahmen sind 

1. bis 4.  ... 

5. bei Personen, deren Beschäftigung nach dem Einkommensteuerrecht als selbständige  
Tätigkeit bewertet wird, ein Einkommen in Höhe der Bezugsgröße, bei Nachweis eines 
niedrigeren oder höheren Einkommens jedoch dieses Einkommen, mindestens jedoch 
monatlich 450 Euro. § 165 Abs. 1 Satz 2 bis 10 gilt entsprechend. 

§ 163
Sonderregelung für beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

(1) bis (7) … 

(8) Bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung ausüben und in dieser 
Beschäftigung versicherungspflichtig sind, weil sie nach § 5 Abs. 2 Satz 2 auf die 
Versicherungsfreiheit verzichtet haben, ist beitragspflichtige Einnahme das Arbeitsentgelt, 
mindestens jedoch der Betrag in Höhe von 155 Euro. 

(9) … 

(10) Bei Arbeitnehmern, die gegen ein monatliches Arbeitsentgelt bis zum oberen Grenzbetrag 
der Gleitzone (§ 20 Abs. 2 Viertes Buch) mehr als geringfügig beschäftigt sind, ist 
beitragspflichtige Einnahme der Betrag, der sich aus folgender Formel ergibt: 

F × 400 + (2 - F) × (AE - 400). 

Dabei ist AE das Arbeitsentgelt und F der Faktor, der sich ergibt, wenn der Wert 30 vom 
Hundert durch den Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz des Kalenderjahres, in dem der 
Anspruch auf das Arbeitsentgelt entstanden ist, geteilt wird. Der 
Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz eines Kalenderjahres ergibt sich aus der Summe der 
zum 1. Januar desselben Kalenderjahres geltenden Beitragssätze in der allgemeinen 
Rentenversicherung, in der gesetzlichen Pflegeversicherung sowie zur Arbeitsförderung und 
des allgemeinen Beitragssatzes in der gesetzlichen Krankenversicherung. Für die Zeit vom 1. 
Juli 2006 bis zum 31. Dezember 2006 beträgt der Faktor F 0,7160. Der 
Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz und der Faktor F sind vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales bis zum 31. Dezember eines Jahres für das folgende Kalenderjahr im 
Bundesanzeiger bekannt zu geben. Abweichend von Satz 1 ist beitragspflichtige Einnahme 
das Arbeitsentgelt aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung, wenn der Arbeitnehmer 
dies schriftlich gegenüber dem Arbeitgeber erklärt. Die Erklärung kann nur mit Wirkung für die 

§ 163
Sonderregelung für beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

(1) bis (7) … 

(8) Bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung ausüben und in dieser 
Beschäftigung versicherungspflichtig sind, weil sie nach § 5 Abs. 2 Satz 2 auf die 
Versicherungsfreiheit verzichtet haben, ist beitragspflichtige Einnahme das Arbeitsentgelt, 
mindestens jedoch der Betrag in Höhe von 175 Euro. 

(9) … 

(10) Bei Arbeitnehmern, die gegen ein monatliches Arbeitsentgelt bis zum oberen Grenzbetrag der 
Gleitzone (§ 20 Abs. 2 Viertes Buch) mehr als geringfügig beschäftigt sind, ist beitragspflichtige 
Einnahme der Betrag, der sich aus folgender Formel ergibt: 

Dabei ist AE das Arbeitsentgelt und F der Faktor, der sich ergibt, wenn der Wert 30 vom Hundert 
durch den Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz des Kalenderjahres, in dem der Anspruch auf 
das Arbeitsentgelt entstanden ist, geteilt wird. Der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz eines 
Kalenderjahres ergibt sich aus der Summe der zum 1. Januar desselben Kalenderjahres geltenden 
Beitragssätze in der allgemeinen Rentenversicherung, in der gesetzlichen Pflegeversicherung 
sowie zur Arbeitsförderung und des allgemeinen Beitragssatzes in der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Für die Zeit vom 1. Juli 2006 bis zum 31. Dezember 2006 beträgt der Faktor 
F 0,7160. Der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz und der Faktor F sind vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales bis zum 31. Dezember eines Jahres für das folgende 
Kalenderjahr im Bundesanzeiger bekannt zu geben. Abweichend von Satz 1 ist beitragspflichtige 
Einnahme das Arbeitsentgelt aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung, wenn der 
Arbeitnehmer dies schriftlich gegenüber dem Arbeitgeber erklärt. Die Erklärung kann nur mit 



Zukunft und bei mehreren Beschäftigungen nach Satz 1 nur einheitlich abgegeben werden und 
ist für die Dauer der Beschäftigungen bindend. Satz 1 gilt nicht für Personen, die zu ihrer 
Berufsausbildung beschäftigt sind. 

Wirkung für die Zukunft und bei mehreren Beschäftigungen nach Satz 1 nur einheitlich abgegeben 
werden und ist für die Dauer der Beschäftigungen bindend. Satz 1 gilt nicht für Personen, die zu 
ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind. 

§ 165
Beitragspflichtige Einnahmen selbständig Tätiger 

(1) Beitragspflichtige Einnahmen sind 

1. bei selbständig Tätigen ein Arbeitseinkommen in Höhe der Bezugsgröße, bei 
 Nachweis eines niedrigeren oder höheren Arbeitseinkommens jedoch dieses 
 Arbeitseinkommen, mindestens jedoch monatlich 400 Euro, 

2. bis 5. ... 

(1a) bis (3) …

§ 165
Beitragspflichtige Einnahmen selbständig Tätiger 

1) Beitragspflichtige Einnahmen sind 

1. bei selbständig Tätigen ein Arbeitseinkommen in Höhe der Bezugsgröße, bei  
 Nachweis eines niedrigeren oder höheren Arbeitseinkommens jedoch dieses 

 Arbeitseinkommen, mindestens jedoch monatlich 450 Euro, 

2. bis 5. ... 

(1a) bis (3) …

§ 170
Beitragstragung bei sonstigen Versicherten 

(1) Die Beiträge werden getragen 

 1 ... 

 2. bei Personen, die 

a) Krankengeld oder Verletztengeld beziehen, von den Beziehern der Leistung und den 
Leistungsträgern je zur Hälfte, soweit sie auf die Leistung entfallen und diese 
Leistungen nicht in Höhe der Leistungen der Bundesagentur für Arbeit zu zahlen sind, 
im Übrigen vom Leistungsträger; die Beiträge werden auch dann von den 
Leistungsträgern getragen, wenn die Bezieher der Leistung zur Berufsausbildung 
beschäftigt sind und das der Leistung zugrunde liegende Arbeitsentgelt auf den Monat 
bezogen 400 Euro nicht übersteigt 

b bis d) ... 

3. bis 6. ... 

(2) ... 

§ 170
Beitragstragung bei sonstigen Versicherten 

(1) Die Beiträge werden getragen 

 1 ... 

 2. bei Personen, die 

a) Krankengeld oder Verletztengeld beziehen, von den Beziehern der Leistung und den 
Leistungsträgern je zur Hälfte, soweit sie auf die Leistung entfallen und diese Leistungen 
nicht in Höhe der Leistungen der Bundesagentur für Arbeit zu zahlen sind, im Übrigen vom 
Leistungsträger; die Beiträge werden auch dann von den Leistungsträgern getragen, wenn 
die Bezieher der Leistung zur Berufsausbildung beschäftigt sind und das der Leistung 
zugrunde liegende Arbeitsentgelt auf den Monat bezogen 450 Euro nicht übersteigt 

b bis d) ... 

3. bis 6. ... 

(2) ... 



§ 172
Arbeitgeberanteil bei Versicherungsfreiheit 

(1) und (2) … 

(3) Für Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches, die in dieser Beschäftigung 
versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit sind oder die nach § 5 Abs. 4 
versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber einen Beitragsanteil in Höhe von 15 vom 
Hundert des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig wäre, wenn die Beschäftigten 
versicherungspflichtig wären. Dies gilt nicht für Personen, die während der Dauer eines 
Studiums als ordentliche Studierende einer Fachschule oder Hochschule ein Praktikum 
ableisten, das nicht in ihrer Studienordnung oder Prüfungsordnung vorgeschrieben ist. 

(3a) Für Beschäftigte in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Buches, die in dieser 
Beschäftigung versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit sind oder die nach § 
5 Abs. 4 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber einen Beitragsanteil in Höhe von 5 vom 
Hundert des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig wäre, wenn die Beschäftigten 
versicherungspflichtig wären. 

(4) … 

§ 172
Arbeitgeberanteil bei Versicherungsfreiheit und Befreiung von der versicherungspflicht 

(1) und (2) … 

(3) Für Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches, die in dieser Beschäftigung 
versicherungsfrei oder nach § 6 Absatz 1b oder nach anderen Vorschriften von der 
Versicherungspflicht befreit sind oder        die nach § 5 Abs. 4 versicherungsfrei sind, tragen die 
Arbeitgeber einen Beitragsanteil       in Höhe von 15 vom Hundert des Arbeitsentgelts, das 
beitragspflichtig wäre, wenn die Beschäftigten versicherungspflichtig wären. Dies gilt nicht für 
Personen, die während        der Dauer eines Studiums als ordentliche Studierende einer 
Fachschule oder      Hochschule ein Praktikum ableisten, das nicht in ihrer Studienordnung oder 
Prüfungsordnung vorgeschrieben ist. 

(3a) Für Beschäftigte in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Buches, die in dieser 
Beschäftigung versicherungsfrei oder nach § 6 Absatz 1b oder nach anderen Vorschriften von
der Versicherungspflicht befreit sind oder die nach § 5 Abs. 4 versicherungsfrei sind, tragen die 
Arbeitgeber einen Beitragsanteil in Höhe von 5 vom Hundert des Arbeitsentgelts, das 
beitragspflichtig wäre, wenn die Beschäftigten versicherungspflichtig wären. 

(4) …

§ 210
Beitragserstattung 

(1) … 

(1a) Beiträge werden auf Antrag auch Versicherten erstattet, die versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit sind, wenn sie die allgemeine Wartezeit nicht erfüllt haben. 
Dies gilt nicht für Personen, die wegen Geringfügigkeit einer Beschäftigung oder selbständigen 
Tätigkeit versicherungsfrei sind. Beiträge werden nicht erstattet, 

1. wenn während einer Versicherungsfreiheit oder Befreiung von der Versicherungspflicht 
von dem Recht der freiwilligen Versicherung nach § 7 Gebrauch gemacht wurde oder 

2. solange Versicherte als Beamte oder Richter auf Zeit oder auf Probe, Soldaten auf 
Zeit, Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst versicherungsfrei oder nur befristet 
von der Versicherungspflicht befreit sind. 

Eine freiwillige Beitragszahlung während einer Versicherungsfreiheit oder Befreiung von der 
Versicherungspflicht im Sinne des Satzes 3 Nummer 2 ist für eine Beitragserstattung nach 

§ 210
Beitragserstattung 

(1) … 

(1a) Beiträge werden auf Antrag auch Versicherten erstattet, die versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit sind, wenn sie die allgemeine Wartezeit nicht erfüllt haben. Dies gilt 
nicht für Personen, die wegen Geringfügigkeit einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit 
versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit sind. Beiträge werden nicht erstattet, 

1. wenn während einer Versicherungsfreiheit oder Befreiung von der Versicherungspflicht von 
dem Recht der freiwilligen Versicherung nach § 7 Gebrauch gemacht wurde oder 

2. solange Versicherte als Beamte oder Richter auf Zeit oder auf Probe, Soldaten auf Zeit, 
Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst versicherungsfrei oder nur befristet von der 
Versicherungspflicht befreit sind. 

Eine freiwillige Beitragszahlung während einer Versicherungsfreiheit oder Befreiung von der 
Versicherungspflicht im Sinne des Satzes 3 Nummer 2 ist für eine Beitragserstattung nach Satz 1 



Satz 1 unbeachtlich. 

(2) bis (6) … 

unbeachtlich. 

(2) bis (6) … 

§ 229
Versicherungspflicht 

(1) bis (4) … 

(5) (weggefallen)

(6) Personen, die am 31. März 2003 in einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit ohne 
einen Verzicht auf die Versicherungsfreiheit (§ 5 Abs. 2 Satz 2) versicherungspflichtig waren, 
die die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit in der ab 1. 
April 2003 geltenden Fassung von § 8 des Vierten Buches oder die Merkmale einer 
geringfügigen Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit im Privathaushalt (§ 8a Viertes 
Buch) erfüllt, bleiben in dieser Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit 
versicherungspflichtig. Sie werden auf ihren Antrag von der Versicherungspflicht befreit. Die 
Befreiung wirkt vom 1. April 2003 an, wenn sie bis zum 30. Juni 2003 beantragt wird, sonst 
vom Eingang des Antrags an. Sie ist auf die jeweilige Beschäftigung oder selbständige 
Tätigkeit beschränkt. Für Personen, die die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht nach 
§ 2 Satz 1 Nr. 10 erfüllen, endet die Befreiung nach Satz 2 am 31. Juli 2004. 

§ 229
Versicherungspflicht 

(1) bis (4) … 

(5) Personen, die am 31. Dezember 2012 als Beschäftigte nach § 5 Absatz 2 in der bis zum 
31.12.2012 geltenden Fassung wegen Verzichts auf die Versicherungsfreiheit in einer 
geringfügigen Beschäftigung oder mehreren geringfügigen Beschäftigungen 
versicherungspflichtig waren, bleiben insoweit versicherungspflichtig; § 6 Absatz 1b in der 
ab 1. Januar 2013 geltenden Fassung gilt für diese Personen bezogen auf die am 31. 
Dezember 2012 ausgeübte Beschäftigung und weitere Beschäftigungen, auf die sich der 
Verzicht auf die Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 2 in der bis zum 31. Dezember 2012 
geltenden Fassung erstrecken würde, nicht. 

 (6) Personen, die am 31. März 2003 in einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit ohne 
einen Verzicht auf die Versicherungsfreiheit (§ 5 Absatz 2 Satz 2 in der bis 31. Dezember 2012
geltenden Fassung) versicherungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfügigen 
Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit in der ab 1. April 2003 geltenden Fassung von § 8 des 
Vierten Buches oder die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit 
im Privathaushalt (§ 8a Viertes Buch) erfüllt, bleiben in dieser Beschäftigung oder selbständigen 
Tätigkeit versicherungspflichtig. Sie werden auf ihren Antrag von der Versicherungspflicht befreit. 
Die Befreiung wirkt vom 1. April 2003 an, wenn sie bis zum 30. Juni 2003 beantragt wird, sonst 
vom Eingang des Antrags an. Sie ist auf die jeweilige Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit 
beschränkt. Für Personen, die die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht nach § 2 Satz 1 
Nr. 10 erfüllen, endet die Befreiung nach Satz 2 am 31. Juli 2004. 

(7) Selbständig Tätige, die am 31. Dezember 2012  nicht versicherungspflichtig waren, weil 
sie versicherungspflichtige Arbeitnehmer beschäftigt haben, bleiben in dieser Tätigkeit 
nicht versicherungspflichtig, wenn der beschäftigte Arbeitnehmer nicht geringfügig 
beschäftigt nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches in der bis zum 31. Dezember 
2012 geltenden Fassung ist. Personen, die am 31. Dezember 2012  in einer selbständige 
Tätigkeit versicherungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfügigen Tätigkeit in der 
ab 1. Januar 2013 geltenden Fassung von § 8 Absatz 3 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 
Nummer 1 oder § 8 Absatz 3 in Verbindung mit den §§ 8a und 8 Absatz 1 Nummer 1 des 
Vierten Buches erfüllt, bleiben in dieser selbständigen Tätigkeit bis 31. Dezember 2014 
versicherungspflichtig.

§ 230
Versicherungsfreiheit 

(1) bis (7) … 

§ 230
Versicherungsfreiheit 

(1) bis (7) … 

(8) Personen, die am 31. Dezember 2012 als Beschäftigte nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 



in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung versicherungsfrei waren, bleiben in 
dieser Beschäftigung versicherungsfrei, solange die Voraussetzungen einer geringfügigen 
Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 
Nummer 1 des Vierten Buches in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung 
vorliegen. Sie können durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber auf die 
Versicherungsfreiheit verzichten; der Verzicht kann nur mit Wirkung für die Zukunft und bei 
mehreren Beschäftigungen nur einheitlich erklärt werden und ist für die Dauer der 
Beschäftigungen bindend.

§ 231
Befreiung von der Versicherungspflicht 

(1) bis (8) …

§ 231
Befreiung von der Versicherungspflicht 

(1) bis (8) …

(9) § 6 Absatz 1b gilt bis zum 31. Dezember 2014 nicht für Personen, die am 31. Dezember 
2012 in einer mehr als geringfügigen Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 oder § 8a 
in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches versicherungspflichtig waren, 
die die Merkmale einer geringfügig entlohnten Beschäftigung nach diesen Vorschriften in 
der ab 1. Januar 2013 geltenden Fassung erfüllt, solange das Arbeitsentgelt aus dieser 
Beschäftigung 400 Euro monatlich übersteigt.

§ 244a SGB VI                                                                 
Wartezeiterfüllung durch Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus 

geringfügiger versicherungsfreier Beschäftigung 

Sind Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier 
Beschäftigung nach § 264b ermittelt, wird auf die Wartezeit die volle Anzahl an Monaten 
angerechnet, die sich ergibt, wenn die Zuschläge an Entgeltpunkten durch die Zahl 0,0313 
geteilt werden. Zuschläge an Entgeltpunkten aus einer geringfügigen versicherungsfreien 
Beschäftigung, die in Kalendermonaten ausgeübt wurde, die bereits auf die Wartezeit 
anzurechnen sind, bleiben unberücksichtigt. Wartezeitmonate für in die Ehezeit, 
Lebenspartnerschaftszeit oder Splittingzeit fallende Kalendermonate einer geringfügigen 
versicherungsfreien Beschäftigung sind vor Anwendung von § 52 Absatz 1 oder 1a 
gesondert zu ermitteln. 

§ 252 
Anrechnungszeiten 

(1) bis (9) …

§ 252 
Anrechnungszeiten 

(1) bis (9) …



(10) Anrechnungszeiten liegen nicht vor bei Beziehern von Arbeitslosengeld II, die in der 
Zeit vom 1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2012 versicherungspflichtig beschäftigt oder 
versicherungspflichtig selbständig tätig gewesen sind oder eine Leistung bezogen haben, 
wegen der sie nach § 3 Satz 1 Nummer 3 versicherungspflichtig gewesen sind. 

§ 264b 
Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier 

Beschäftigung 

Für Arbeitsentgelt aus geringfügiger Beschäftigung, in der Beschäftigte nach § 230 Absatz 7 
versicherungsfrei sind und für das der Arbeitgeber einen Beitragsanteil getragen hat, 
werden Zuschläge an Entgeltpunkten ermittelt. Zuschläge an Entgeltpunkten sind auch zu 
ermitteln, wenn ein Arbeitgeber einen Beitragsanteil für Arbeitsentgelt aus einer vor dem 1.
Januar 2013 aufgegebenen geringfügigen versicherungsfreien Beschäftigung getragen hat. 
Für die Ermittlung der Zuschläge an Entgeltpunkten nach Satz 1 und 2 gilt § 76b Absatz 2 
bis 4 entsprechend. 

§ 264b  
Zuschlag bei Hinterbliebenenrenten 

(1) und (2) …

§ 264c 
Zuschlag bei Hinterbliebenenrenten 

(1) und (2) …

§ 264c  
Zugangsfaktor 

…

§ 264d
Zugangsfaktor 

…

§ 276a  

(weggefallen)

§ 276a                                                                            
Arbeitgeberanteil bei Versicherungsfreiheit 

(1) Für geringfügig Beschäftigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches, die in 
dieser Beschäftigung nach § 230 Absatz 7 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber 
einen Beitragsanteil in Höhe von 15 Prozent des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig wäre, 
wenn die Beschäftigten versicherungspflichtig wären. Für geringfügig Beschäftigte in 
Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Buches, die in dieser Beschäftigung nach 
§ 230 Absatz 7 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber einen Beitragsanteil in Höhe 
von 5 Prozent des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig wäre, wenn die Beschäftigten 
versicherungspflichtig wären. 

(2) Für den Beitragsanteil des Arbeitgebers gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts 
des Vierten Buches sowie die Bußgeldvorschriften des § 111 Absatz 1 Nummer 2 bis 4, 8 



und Absatz 2 und 4 des Vierten Buches entsprechend. 

§ 276b  

(weggefallen)

§ 276b                                                                            
Gleitzone

(1) Für Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2012 in einer mehr als geringfügigen 
Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 
Nummer 1 des Vierten Buches versicherungspflichtig waren, die die Merkmale einer 
geringfügig entlohnten Beschäftigung nach diesen Vorschriften in der ab 1. Januar 2013 
geltenden Fassung erfüllt, gilt für diese Beschäftigung weiterhin § 163 Absatz 10 mit 
Maßgabe folgender Formel: 

F x 400 + (2 - F) x (AE - 400). 

Satz 1 gilt längstens bis zum 31. Dezember 2014. Die Beitragstragung nach § 168 Absatz 1 
Nummer 1b und Nummer 1c findet keine Anwendung. 

(2) Für Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2012 oberhalb des oberen Grenzbetrages der 
Gleitzone (§ 20 Absatz 2 Viertes Buch in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung) 
beschäftigt waren und in derselben Beschäftigung ab dem 1. Januar 2013  in der Gleitzone 
versicherungspflichtig beschäftigt sind, ist § 163 Absatz 10 in der ab 1. Januar 2013
geltenden Fassung nur anzuwenden, wenn der Arbeitnehmer die Anwendung der 
Gleitzonenregelung schriftlich gegenüber dem Arbeitgeber erklärt. Eine Erklärung nach 
Satz 1 ist nur bis zum 31. Dezember 2014 und mit Wirkung für die Zukunft möglich. 

§ 302a  
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Bergmannsvollrenten 

(1) … 

(2) Die Hinzuverdienstgrenze wird nicht überschritten, wenn das Arbeitsentgelt oder 
Arbeitseinkommen aus einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit 400 Euro nicht 
übersteigt, wobei ein zweimaliges Überschreiten von jeweils einem Betrag bis zur Höhe dieses 
Betrags im Laufe eines jeden Kalenderjahres außer Betracht bleibt. Dem Arbeitsentgelt aus 
einer Beschäftigung steht der Bezug von Vorruhestandsgeld gleich. Arbeitsentgelt und 
Arbeitseinkommen aus mehreren Beschäftigungen und selbständigen Tätigkeiten werden 
zusammengerechnet. 

(3) und (4) …

§ 302a  
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Bergmannsvollrenten 

(1) … 

(2) Die Hinzuverdienstgrenze wird nicht überschritten, wenn das Arbeitsentgelt oder 
Arbeitseinkommen aus einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit 450 Euro nicht
übersteigt, wobei ein zweimaliges Überschreiten von jeweils einem Betrag bis zur Höhe dieses 
Betrags im Laufe eines jeden Kalenderjahres außer Betracht bleibt. Dem Arbeitsentgelt aus     
einer Beschäftigung steht der Bezug von Vorruhestandsgeld gleich. Arbeitsentgelt und 
Arbeitseinkommen aus mehreren Beschäftigungen und selbständigen Tätigkeiten werden 
zusammengerechnet. 

(3) und (4) … 



§ 313
Hinzuverdienst bei Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

(1) und (2) … 

(3) Die Hinzuverdienstgrenze beträgt 

 1. bei einer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit 400 Euro, 
 2. und 3. 

(4) bis (8) … 

§ 313
Hinzuverdienst bei Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

(1) und (2) … 

(3) Die Hinzuverdienstgrenze beträgt 

 1. bei einer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit 450 Euro, 
 2. und 3. 

(4) bis (8) … 

SGB XI 

§ 25
Familienversicherung 

(1) Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern sowie die 
Kinder von familienversicherten Kindern, wenn diese Familienangehörigen 

 1. bis 4. 

 5. kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen 
Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches überschreitet; bei Renten wird der 
Zahlbetrag ohne den auf Entgeltpunkte für Kindererziehungszeiten entfallenden Teil 
berücksichtigt; für geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8a des Vierten 
Buches beträgt das zulässige Gesamteinkommen 400 Euro. 

...

 (2) bis (4) …

§ 25
Familienversicherung 

(1) Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern sowie die 
Kinder von familienversicherten Kindern, wenn diese Familienangehörigen 

 1. bis 4. 

 5. kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen 
Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches überschreitet; bei Renten wird der Zahlbetrag 
ohne den auf Entgeltpunkte für Kindererziehungszeiten entfallenden Teil berücksichtigt; für 
geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8a des Vierten Buches beträgt das zulässige 
Gesamteinkommen 450 Euro. 

...

 (2) bis (4) …

§ 59
Beitragstragung bei anderen Mitgliedern 

(1) … 

(2) Die Beiträge für Bezieher von Krankengeld werden von den Leistungsbeziehern und den 

§ 59
Beitragstragung bei anderen Mitgliedern 

(1) … 

(2) Die Beiträge für Bezieher von Krankengeld werden von den Leistungsbeziehern und den 



Krankenkassen je zur Hälfte getragen, soweit sie auf das Krankengeld entfallen und dieses 
nicht in Höhe der Leistungen der Bundesagentur für Arbeit zu zahlen ist, im übrigen von den 
Krankenkassen; die Beiträge werden auch dann von den Krankenkassen getragen, wenn das 
dem Krankengeld zugrunde liegende monatliche Arbeitsentgelt ein Siebtel der monatlichen 
Bezugsgröße nicht übersteigt. Die Beiträge für Bezieher von Krankengeld nach § 44a des 
Fünften Buches oder für den Ausfall von Arbeitseinkünften im Zusammenhang mit einer nach 
den §§ 8 und 8a des Transplantationsgesetzes erfolgenden Spende von Organen oder 
Geweben sind von der Stelle zu tragen, die die Leistung erbringt; wird die Leistung von 
mehreren Stellen erbracht, sind die Beiträge entsprechend anteilig zu tragen. 

(3) bis (5) … 

Krankenkassen je zur Hälfte getragen, soweit sie auf das Krankengeld entfallen und dieses       
nicht in Höhe der Leistungen der Bundesagentur für Arbeit zu zahlen ist, im übrigen von den 
Krankenkassen; die Beiträge werden auch dann von den Krankenkassen getragen, wenn das    
dem Krankengeld zugrunde liegende  monatliche Arbeitsentgelt 450 Euro nicht übersteigt. Die 
Beiträge für Bezieher von Krankengeld nach § 44a des Fünften Buches oder für den Ausfall von 
Arbeitseinkünften im Zusammenhang mit einer nach den §§ 8 und 8a des Transplantations-
gesetzes erfolgenden Spende von Organen oder Geweben sind von der Stelle zu tragen, die die 
Leistung erbringt; wird die Leistung von mehreren Stellen erbracht, sind die Beiträge entsprechend 
anteilig zu tragen. 

(3) bis (5) … 

Nachweisgesetz

§ 2
Nachweispflicht 

(1) Der Arbeitgeber hat spätestens einen Monat nach dem vereinbarten Beginn des 
Arbeitsverhältnisses die wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen, die 
Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeitnehmer auszuhändigen. In die Niederschrift sind 
mindestens aufzunehmen: 

1. bis 10. ... 

Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen in elektronischer Form ist 
ausgeschlossen. Bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 
1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch ausüben, ist außerdem der Hinweis aufzunehmen, 
daß der Arbeitnehmer in der gesetzlichen Rentenversicherung die Stellung eines 
versicherungspflichtigen Arbeitnehmers erwerben kann, wenn er nach § 5 Abs. 2 Satz 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch auf die Versicherungsfreiheit durch Erklärung gegenüber 
dem Arbeitgeber verzichtet. 

(2) bis (4) … 

§ 2
Nachweispflicht 

(1) Der Arbeitgeber hat spätestens einen Monat nach dem vereinbarten Beginn des 
Arbeitsverhältnisses die wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen,    die 
Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeitnehmer auszuhändigen. In die Niederschrift sind 
mindestens aufzunehmen: 

1. bis 10. ... 

Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen in elektronischer Form ist ausgeschlossen. 
Bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch ausüben, ist außerdem der Hinweis aufzunehmen, daß der 
Arbeitnehmer in der gesetzlichen Rentenversicherung die Stellung eines 
versicherungspflichtigen Arbeitnehmers erwerben kann, wenn er nach § 5 Abs. 2 Satz 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch auf die Versicherungsfreiheit durch Erklärung 
gegenüber dem Arbeitgeber verzichtet.

(2) bis (4) … 



ALG

§ 27a
Rente wegen Erwerbsminderung und Hinzuverdienst

(1) ... 

(2) Die Hinzuverdienstgrenze beträgt 

1. ... 
2. bei einer Rente wegen voller Erwerbsminderung in voller Höhe 400 Euro monatlich, 
3. ... 

§ 27a
Rente wegen Erwerbsminderung und Hinzuverdienst

(1) ... 

(2) Die Hinzuverdienstgrenze beträgt 

1. ... 
2. bei einer Rente wegen voller Erwerbsminderung in voller Höhe 450 Euro monatlich, 
3. ... 

KVLG

§ 7
Familienversicherung

(1) ... 

(2) Die Satzung kann die Familienversicherung auf sonstige Angehörige erstrecken, die mit 
dem Versicherten in häuslicher Gemeinschaft leben, von ihm ganz oder überwiegend 
unterhalten werden, sich gewöhnlich im Inland aufhalten und kein Gesamteinkommen haben, 
das regelmäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch überschreitet; bei Renten wird der Zahlbetrag ohne den auf 
Entgeltpunkte für Kindererziehungszeiten entfallenden Teil berücksichtigt; für geringfügig 
Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch beträgt das 
zulässige Gesamteinkommen 400 Euro. § 309 Abs. 6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
gilt.

§ 7
Familienversicherung

(1) ... 

(2) Die Satzung kann die Familienversicherung auf sonstige Angehörige erstrecken, die mit dem 
Versicherten in häuslicher Gemeinschaft leben, von ihm ganz oder überwiegend unterhalten 
werden, sich gewöhnlich im Inland aufhalten und kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig 
im Monat ein Siebtel der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch überschreitet; bei Renten wird der Zahlbetrag ohne den auf Entgeltpunkte für 
Kindererziehungszeiten entfallenden Teil berücksichtigt; für geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 
1 Nr. 1, § 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch beträgt das zulässige Gesamteinkommen 450
Euro. § 309 Abs. 6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gilt.

BVV

§ 2                                                                           
Berechnungsvorgang

(1) ... 

(2) In den Fällen der Gleitzone wird der vom Arbeitgeber zu zahlende Beitrag durch 
Anwendung des halben Beitragssatzes auf die beitragspflichtige Einnahme und 
anschließender Verdoppelung des gerundeten Ergebnisses berechnet. Der vom Arbeitgeber 
zu tragende Beitragsanteil wird durch Anwendung des halben sich aus der Summe des 
Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung, der gesetzlichen Pflegeversicherung, zur 
Arbeitsförderung und des halben um den vom Arbeitnehmer allein zu tragenden Beitragsanteil 

§ 2                                                                               
Berechnungsvorgang

(1) ... 

(2) In den Fällen der Gleitzone wird der vom Arbeitgeber zu zahlende Beitrag durch Anwendung 
des halben Beitragssatzes auf die beitragspflichtige Einnahme und anschließender Verdoppelung 
des gerundeten Ergebnisses berechnet. Der vom Arbeitgeber zu tragende Beitragsanteil wird durch 
Anwendung des halben sich aus der Summe des Beitragssatzes zur gesetzlichen 
Rentenversicherung, der gesetzlichen Pflegeversicherung, zur Arbeitsförderung und des halben um 
den vom Arbeitnehmer allein zu tragenden Beitragsanteil reduzierten Beitragssatzes in der 



reduzierten Beitragssatzes in der gesetzlichen Krankenversicherung ergebenden 
Beitragssatzes auf das der Beschäftigung zugrunde liegende Arbeitsentgelt berechnet und 
gerundet. Der Abzug des Arbeitgeberanteils von dem nach Satz 1 errechneten Beitrag ergibt 
den Beitragsanteil des Beschäftigten. Bei Entgelten bis zu 400 Euro ergibt sich die 
beitragspflichtige Einnahme durch Anwendung des Faktors F (§ 163 Abs. 10 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch) auf das der Beschäftigung zugrunde liegende Arbeitsentgelt. Vom 
Beschäftigten allein zu tragende Beitragsanteile werden durch Anwendung des maßgebenden 
Beitragssatzes oder Beitragszuschlags auf die beitragspflichtige Einnahme berechnet und 
gerundet. 

gesetzlichen Krankenversicherung ergebenden Beitragssatzes auf das der Beschäftigung 
zugrunde liegende Arbeitsentgelt berechnet und gerundet. Der Abzug des Arbeitgeberanteils von 
dem nach Satz 1 errechneten Beitrag ergibt den Beitragsanteil des Beschäftigten. Bei Entgelten bis 
zu 450 Euro ergibt sich die beitragspflichtige Einnahme durch Anwendung des Faktors F (§ 163 
Abs. 10 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) auf das der Beschäftigung zugrunde liegende 
Arbeitsentgelt. Vom Beschäftigten allein zu tragende Beitragsanteile werden durch Anwendung des 
maßgebenden Beitragssatzes oder Beitragszuschlags auf die beitragspflichtige Einnahme 
berechnet und gerundet. 

§ 8                                                                            
Entgeltunterlagen

(1) ... 

(2) Folgende Unterlagen sind zu den Entgeltunterlagen zu nehmen: 

1. bis 3. ... 

4. die Erklärung des geringfügig Beschäftigten gegenüber dem Arbeitgeber, dass auf 
 Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichtet wird, 

5. die Erklärung des Beschäftigten gegenüber dem Arbeitgeber, dass auf die Anwendung 
der Gleitzonenberechnung in der Rentenversicherung verzichtet wird, 

6. bis 13. ... 

§ 8                                                                               
Entgeltunterlagen

(1) ... 

(2) Folgende Unterlagen sind zu den Entgeltunterlagen zu nehmen: 

1. bis 3. ... 

4. die Erklärung des geringfügig Beschäftigten gegenüber dem Arbeitgeber, dass auf 
 Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichtet wird, 

4a. der Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1b Sechstes 
Buch Sozialgesetzbuch, auf dem der Tag des Eingangs beim Arbeitgeber 
dokumentiert ist,

5. die Erklärung des Beschäftigten gegenüber dem Arbeitgeber, dass auf die Anwendung der 
Gleitzonenberechnung in der Rentenversicherung verzichtet wird, 

5a. die schriftliche Erklärung des Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber, dass die 
Gleitzonenregelung in der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 276b Absatz 2 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch Anwendung finden soll,

6. bis 13. ... 

DEÜV

§ 5                                                                            
Allgemeine Vorschriften 

(1) bis (11) ... 

§ 5                                                                               
Allgemeine Vorschriften 

(1) bis (11) ... 

(12) Der Zugang eines Antrages beim Arbeitgeber auf Verzicht auf die Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 6 Absatz 1b des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch durch einen geringfügig Beschäftigten ist gesondert zu kennzeichnen und 
zu melden; die Meldung kann auch in Verbindung mit einer anderen zum gleichen Zeitpunkt 
zu erstattenden Meldung erfolgen.




